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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission für eine Verordnung 
des Rates über die Beihilfearten, zu denen der Euro- 
päische Sozialfonds einen Zuschuß gewähren kann 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Zur Durchführung der Maßnahmen, zu denen gemäß den Be- 
stimmungen des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 über die 
Reform des Europäischen Sozialfonds ein Zuschuß gewährt 
werden kann, ist es erforderlich, ein Verzeichnis der Beihilfe- 
arten zu erstellen. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt eine Verordnung vor, in der unter 
Verwertung der in den Mitgliedstaaten und von der Gemein- 
schaft gemachten Erfahrungen ein Katalog der Beihilfen zu- 
sammengestellt ist, die aus dem Sozialfond finanziert werden 
können. Gestützt auf die vom Gründungsvertrag dem Euro- 
päischen Sozialfond zugewiesenen Zielen handelt es sich um 
Beihilfen zur Förderung der beruflichen Freizügigkeit, der ört- 
lichen Freizügigkeit und der beruflichen Verwendbarkeit. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht unmittelbar mit Kosten belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über die Beihilfearten, 
zu denen der Europäische Sozialfonds einen Zuschuß gewähren 

kann 

— Drucksache Vl/2320 — 


A. Bericht des Abgeordneten Folger 


Der Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
VI/2320 — wurde mit Schreiben des Herrn Bundes- 
tagspräsidenten vom 18, Juni 1971 dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung federführend und dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die Vor- 
lage am 23. September 1971 vorbehaltlich der Stel- 
lungnahme des Haushaltsausschusses, die nach des- 
sen Sitzung am 29. September 1971 abgegeben 
wurde, beraten. 

Gemäß der in Artikel 4 und Artikel 5 Nr. 2 des 
Verordnungsvorschlags zur Durchführung des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 über die Reform 
des Europäischen Sozialfonds auferlegten Ver- 
pflichtung enthält der vorliegende Verordnungsent- 
wurf ein Verzeichnis der Beihilfen, zu denen der So- 
zialfonds einen Zuschuß gewähren kann. Bei der 
Ausarbeitung dieses Katalogs sind die in den Mit- 
gliedstaaten und von der Gemeinschaft gemachten 
Erfahrungen verwertet und auch die sich in den Poli- 
tiken und Aktionen der Gemeinschaft abzeichnenden 
Forderungen, besonders in der gemeinsamen Land- 
wirtschaftspolitik und auf dem Gebiet der Beschäfti- 
gung von Behinderten, berücksichtigt worden. Die 
jeweils nach den Gegebenheiten unter sozialwirt- 
schaftlichen und rechtlichen Gesichtspunkten sowie 
nach der besten Effektivität der Maßnahmen zu tref- 
fende Auswahl der im Katalog bestimmten Beihilfen 


ist in das freie Ermessen der Körperschaften und 
übrigen öffentlichen oder privaten Einrichtungen ge- 
stellt. Die Bezugsdauer und die Höhe der Beihilfe- 
beträge kann die Kommission bei der Aufstellung 
der Leistungstabelle gegebenenfalls begrenzen. 

Im einzelnen können gemäß dem im Verord- 
nungsentwurf enthaltenen Katalog Beihilfen aus 
dem Sozialfonds für folgende Zwecke finanziert wer- 
den: 


L Beihilfen zur Förderung der beruflichen 
Freizügigkeit (Artikel 1) 

Die Finanzierung von Bildungsmaßnahmen nach 
einem besonderen, vorher festgelegten Programm 
soll es jeder Person innerhalb der Gemeinschaft 
ermöglichen, berufliche Kenntnisse und Fertigkei- 
ten zu erwerben, zu erweitern, sie anzupassen oder 
zu verbessern. Damit soll den Bedürfnissen einer 
sich ständig im Wandel befindlichen Wirtschaft 
Rechnung getragen und zu einer Verminderung 
von Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung bei- 
getragen werden. 

Die Erstausbildung Jugendlicher unmittelbar nach 
Abschluß der Grundschulpflicht kann aus dem Fonds 
nicht finanziert werden. Das schließt jedoch nicht 
aus, daß Zuschüsse für Bildungsmaßnahmen an sol- 
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che Jugendliche gewährt werden können, die man- 
gels entsprechender Ausbildung keine Arbeit fin- 
den können oder aber Qualifikationen besitzen, 
nach denen keine Nachfrage besteht. 

Für Bildungsmaßnahmen können in Anspruch 
genommen werden 

— Beihilfen zur Vorbereitung, Abhaltung und Ver- 
waltung von Bildungslehrgängen, einschließlich 
der Ausbildung des Lehrpersonals; 

— Beihilfen zur Erleichterung der Teilnahme an 
Lehrgängen. 

II. Beihilfen zur Förderung der örtlichen 
Freizügigkeit (Artikel 2) 

Um die erlangten beruflichen Fähigkeiten besser 
verwerten zu können, oder das erzielte Einkom- 
men beizubehalten oder bessere Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen zu erreichen, kann sich ein Wech- 
sel des Arbeits- und Wohnorts als notwendig er- 
weisen. Mit den vorgesehenen Beihilfen sollen die 
mit einem solchen Wechsel verbundenen Nach- 
teile ausgeglichen und vor allem vermieden werden, 
daß der hierdurch bedingte Kostenaufwand nicht 
den in sozialer und wirtschaftlicher Hinsicht wün- 
schenswerten Wechsel hemmt oder Anpassungs- 
schwierigkeiten in der neuen Umgebung nicht den 
Erfolg der Maßnahmen gefährden. 

Zur Förderung der örtlichen Freizügigkeit inner- 
halb der Gemeinschaft können somit aus dem So- 
zialfonds Beihilfen finanziert werden 

— zur Deckung der direkt mit dem Wohnungswech- 
sel verbundenen Kosten; 

— zur Erleichterung der Anpassung in der neuen 
Umgebung, auch für Familienangehörige. 


III. Beihilfen zur Förderung der beruflichen 
Verwendbarkeit (Artikel 3) 

Diese Beihilfen sollen im wesentlichen folgenden 
Zwecken dienen: 

— Personen, die vorübergehend oder endgültig ihre 
Arbeit verloren haben und sich in näher bezeich- 
neten Situationen befinden, für einen begrenzten 
Zeitraum das Einkommen zu gewährleisten und 
ihnen damit den Zugang zu einer in sozialer und 
wirtschaftlicher Hinsicht angemessenen Berufs- 
tätigkeit zu erleichtern; 

— die Information, Dokumentation und Beratung 
der arbeitssuchenden Personen zu fördern; 

— die Eingliederung oder Wiedereingliederung von 
Behinderten in eine produktive Tätigkeit durch 
Anpassung der Arbeitsplätze an die Art der Be- 
hinderung zu erleichtern. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Stellung- 
nahme zum Ausdruck gebracht, daß er es für wich- 
tig halte, aus finanzieller Sicht auf folgendes zu 
achten: 

1. Beihilfen sollten — im Rahmen der verfügbaren 
Mittel — nur gewährt werden, wenn sie 

a) der Zielsetzung des Artikels 123 EWG-Ver- 
trag gerecht werden; 

b) personenbezogen sind (keine Investitionshil- 
fen). 

2. Das Beihilfeverfahren sollte möglicht verwal- 
tungsökonomisch gestaltet werden. 

Im übrigen haben der Haushaltsausschuß ebenso 
wie der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung von 
der Verordnung Kenntnis genommen. 


Bonn, den 8. Oktober 1971 


Folger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der EG-Kommission — Druck- 
sache VI/2320 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 23. September 1971 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Folger 

Berichterstatter 



